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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Mandat parlementaire

Das Parlament müsse «auf Augenhöhe mit dem Bundesrat» sein können, begründete
Fabio Regazzi (mitte, TI) seine entsprechend betitelte parlamentarische Initiative für ein
Verordnungsveto. Konkret verlangt Regazzi, dass rechtssetzende Verordnungen dem
Parlament vorzulegen sind und beide Räte über deren Annahme entscheiden, wenn
mindestens die Hälfte der Mitglieder einer Kammer innert 14 Tagen nach Vorliegen der
Verordnung einen Antrag für ein Veto einreichen. Verordnungen treten also nur dann in
Kraft, wenn diese Frist verstreicht oder wenn mindestens eine der beiden Kammern das
Veto ablehnt. Kurz vor Einreichung von Regazzis Initiative hatte das Parlament einem
ähnlichen Vorschlag von Thomas Aeschi (svp, ZG; Pa.Iv. 14.422) zuerst Folge gegeben,
anschliessend hatte der Ständerat aber dessen Umsetzung abgelehnt – in den letzten
rund 15 Jahren war das Anliegen bereits total viermal behandelt und jedes Mal
abgelehnt worden. 
Wie schon beim letzten Anlauf empfahl die SPK-NR im Januar 2022 mit 16 zu 8 Stimmen
auch bei der Initiative Regazzi Folgegeben, weil der Vorschlag die Idee der Kommission
wieder aufgreife, die sie im Rahmen der Verhandlungen um die Initiative Aeschi
vorgelegt habe. Die Mehrheit der SPK-NR sei nach wie vor der Meinung, dass das
Parlament ein wirksames Instrument brauche, mit dem die Regierung daran gehindert
werden könne, «Verordnungen zu erlassen, die nicht dem Willen des Gesetzgebers
entsprechen» – so die SPK-NR in ihrer Medienmitteilung. 
Ebenfalls analog zum letzten Versuch erachtete aber die SPK-SR ein Verordnungsveto
als unnötig und gab der Initiative im April 2022 deutlich mit 12 zu 0 Stimmen (1
Enthaltung) keine Folge. Nach wie vor sei sie der Meinung, dass das Instrument der
Motion genüge, um gegen eine Verordnung vorzugehen, insbesondere, wenn Motionen
– wie im Rahmen der Vorlage zur Handlungsfähigkeit des Parlaments in
Krisensituationen festgelegt – vom Bundesrat rasch beantwortet werden müssen, so die
ständerätliche Kommissionsmitteilung.
Weil die SPK-NR an ihrer Entscheidung festhielt – noch einmal mit 16 zu 8 Stimmen (bei
1 Enthaltung) –, kam es erneut zu einer Vorprüfung im Nationalrat. In der
Frühjahrssession 2023 ergriff zuerst der Initiant selber das Wort. Die Corona-Krise
habe gezeigt, wie «fragil das Verhältnis zwischen Exekutive und Legislative sein kann»,
so Regazzi. Die knappe Ablehnung der Umsetzung der parlamentarischen Initiative
Aeschi habe zudem offenbart, dass die Unterstützung für seinen Vorschlag gross sei.
Man müsse sich die Alternative vor Augen führen: Damit dem Bundesrat möglichst
wenig Spielraum bleibe, müssten Gesetze mit immer mehr Detailregelungen geschaffen
werden. Dies würde den sowieso schon trägen Gesetzgebungsprozess aber stark
verlangsamen. Céline Widmer (sp, ZH) ergriff für die Kommissionsminderheit das Wort.
Die Minderheit sehe keinen Handlungsbedarf und gar die Gefahr, dass die
Gewaltenteilung geritzt würde, seien Verordnungen doch Aufgabe des Bundesrats.
Schlimmer sei aber, dass ein Verordnungsveto zeitnahes Inkrafttreten neuer Gesetze
verzögere und blockiere. Es rieche schliesslich «stark nach Zwängerei», wenn nicht mal
ein Jahr nach der letzten Ablehnung und zahlreichen Neins in den letzten Jahren erneut
ein Verordnungsveto gefordert werde. Aus prozeduralen Gründen müsste auch die
deutliche Ablehnung der SPK-SR akzeptiert und gegen Folgegeben gestimmt werden.
Damit waren die Kommissionssprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) und Piero
Marchesi (svp, TI) nicht einverstanden. Ein Verordnungsveto würde die demokratischen
Kontrollmöglichkeiten für das Parlament erweitern und biete Eingriffsmöglichkeiten,
wenn der Bundesrat mit der Umsetzung von Gesetzen den Willen des Parlaments als
Gesetzgeber nicht genügend beachte – so Silberschmidt. Es entfalte zudem eine
präventive Wirkung und bringe Gesetz und Verordnungen in besseren Einklang. Beim
aktuellen Vorschlag sei die Hürde für das Veto zudem genügend hoch, dass es nur bei
wichtigen Fällen ergriffen werde. 
Die letzte Parallele zur Initiative Aeschi zeigte sich alsdann in der Abstimmung, die
erneut einen deutlichen Graben zwischen linker und bürgerlicher Ratshälfte zeigte. Die
geschlossenen Fraktionen der SP und der GP, unterstützt von den drei EVP-Mitgliedern
der Mitte-EVP-Fraktion, wollten der Initiative keine Folge geben. Ihre insgesamt 70
Stimmen standen gegen die 117 Stimmen der GLP-, SVP, FDP und Mitte-EVP-Fraktionen
allerdings auf verlorenem Posten. Damit wird sich der Ständerat erneut mit der Idee
eines Verordnungsvetos beschäftigen müssen. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.02.2023
MARC BÜHLMANN
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In der Herbstsession 2023 zählte Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) im
Ständerat zwei Gründe auf, die für die SPK-SR entscheidend gewesen seien, um die
parlamentarische Initiative von Fabio Regazzi (mitte, TI) zur Ablehnung zu empfehlen.
Der Titel des Begehrens – «auf Augenhöhe mit dem Bundesrat» – sei zwar
«sympathisch», so Jositsch, die dahinterliegende Idee eines Verordnungsvetos sei es
aber nicht. Erstens sei es die Aufgabe der Exekutive, Gesetze umzusetzen und in
Verordnungen zu giessen. Ein von der Legislative verabschiedetes Gesetz bilde den
Rahmen für diese Umsetzung. Mit einem Verordnungsveto würde diese Arbeits- und
Gewaltenteilung untergraben. Zweitens würde ein solches Veto die Gesetzgebung
verzögern und somit auch unsicher machen. Das Parlament habe mit der Motion zudem
ein gutes Mittel, um sich gegen die Umsetzung von Gesetzen zu wehren. Mit seinem
Einzelantrag auf Folgegeben wies Marco Chiesa (svp, TI) im Anschluss vergeblich darauf
hin, dass der Gesetzgeber den von Daniel Jositsch erwähnten Rahmen eben «nicht
immer präzise genug umschreiben» könne, weshalb eine Nachkontrolle von
Verordnungen sinnvoll sei. Dieser Argumentation folgten allerdings lediglich die fünf
SVP-Ständeräte. Eine Mehrheit von 25 Stimmen zu 5 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
stimmte entsprechend dem Antrag der Kommissionsmehrheit und gab der
parlamentarischen Initiative keine Folge. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.09.2023
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2023, S. 24 ff.; Bericht SPK-NR vom 19.1.23; Medienmitteilung SPK-NR vom 28.01.22; Medienmitteilung SPK-SR vom
8.4.22
2) AB SR, 2023, S. 871 f.
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